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In Rheinland-Pfalz existiert ein breit gefächertes Angebot an Hilfe für wohnungslose
Menschen, 19 Resozialisierungseinrichtungen, 12 Plätze im dezentralen Wohnen für
junge Menschen und Frauen sowie 100 Wohngemeinschaftsplätze für
umherziehende Wohnungslose und Haftentlassene in der Verantwortung des Landes.
Die örtlichen Träger der Sozialhilfe sind für alle weiteren Formen der ambulanten
Wohnungslosenhilfe zuständig, insbesondere für Tagesaufenthalte und Streetwork,
reine Übernachtungseinrichtungen (sogenannte Herbergen), sonstige Formen des
ambulant betreuten Wohnens und die Nachsorge im Anschluss an eine stationäre
Unterbringung.

Unsere zentralen Forderungen

Ausbau der Hilfen für Wohnungslosigkeit
Konsequente Umsetzung der im Jahr 2019 vom LSJV des Landes Rheinland-Pfalz
veröffentlichten Rahmenempfehlungen zum Ausbau und zur Weiterentwicklung der Hilfen
für von Wohnungslosigkeit bedrohte und betroffene Menschen in Rheinland-Pfalz.

Prävention stärken
Wohnungs- und Obdachlosigkeit entstehen nicht plötzlich. Meist gehen ihnen finanzielle,
gesundheitliche oder familiäre Krisen voraus. Um Wohnungsverlust wirksam vorzubeugen,
braucht es gezielt ausgerichtete und verlässlich finanzierte Präventionsstrukturen wie
Fachstellen zur Wohnraumsicherung, niedrigschwellige Schuldner- und Suchtberatung und
aufsuchende soziale Hilfen. Diese Angebote müssen flächendeckend verfügbar, frühzeitig
erreichbar und langfristig abgesichert sein.

Hilfen aus einer Hand (des überörtlichen Trägers), als Grundlage für die Entwicklung
einheitlicher Hilfestandards und zur Vermeidung von Reibungsverlusten in Bezug auf
Unklarheiten der Zuständigkeiten und die Leistungserbringer verlässliche Vertragspartner
haben.

Die Komplexität der Problemlagen anerkennen
Hilfen nach § 67 SGB XII sind Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten.
Ohne festen Wohnsitz zu sein, ist ein Merkmal, aber es reicht nicht aus, den Menschen eine
Bleibe zur Verfügung zu stellen. Menschen in besonderen sozialen Schwierigkeiten
benötigen Unterstützung in verschiedenen Bereichen, daher ist es wichtig die Komplexität
der Problemlagen zu erkennen und entsprechend damit umzugehen. Das geht nur mit der
nötigen Expertise und Professionalität. Wohnungsnotfallhilfe braucht eine auskömmliche
Refinanzierung sowohl der stationären als der ambulanten Angebote.

Trotzdem gibt es viele weiße Flecken, ganze Landkreise, in denen es keine Angebote für
wohnungslose oder von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen gibt. Auch variiert die
Angebotsvielfalt stark und hängt oftmals vom Willen und der Finanzkraft der Kommunen ab.
Nicht zuletzt ist die Arbeit mit Menschen in besonderen sozialen Schwierigkeiten auch davon
geprägt, dass die helfenden Einrichtungen Leidtragende unklarer Zuständigkeiten werden
und lange auf Zahlungen warten müssen, teilweise auf den Kosten sitzen bleiben. 
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Flächendeckende Angebote der Wohnungsnotfallhilfe
Insbesondere Fachberatungsstellen, Tagesaufenthalte und
Streetwork! Von Wohnungslosigkeit betroffene oder bedrohte
Menschen müssen überall Hilfe bekommen können.
Kommunen, die dieser Aufgabe nicht nachkommen, sollten sich
an der Finanzierung der Hilfen im Land beteiligen. 

Fazit
Gesundheit und soziale Sicherheit sind untrennbar miteinander verbunden. Wer keinen
sicheren Wohnraum, keine soziale Unterstützung oder keinen Zugang zu gesundheitlicher
Versorgung hat, läuft Gefahr, an den Rand der Gesellschaft zu geraten. Eine
zukunftsorientierte Sozial- und Gesundheitspolitik muss daher ganzheitlich denken: Sie stärkt
psychische und körperliche Gesundheit, sichert Prävention und Teilhabe und sorgt für stabile
Lebensverhältnisse.

Um Wohnungsnot zu überwinden braucht es ausreichend bezahlbaren
Wohnraum
Derzeit ist Wohnraum knapp und sehr teuer. Schon Menschen mit
durchschnittlichen Einkommen haben es schwer auf dem angespannten
Wohnungsmarkt etwas zu finden. Für Menschen in prekären Situationen, mit
Schulden, Suchterkrankungen und anderen Problemlagen, ist es nahezu
aussichtslos. Daher bedarf es zwingend einer sozialwohnungsbaulichen
Kursänderung: Auslaufende Sozialbindungen müssen verlängert und sozialer
Wohnungsbau vorangetrieben werden. Zudem sollte geprüft werden, inwieweit
bestehende ungenutzte Immobilien dem sozialen Wohnungsmarkt zugeführt
werden könnten. 
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